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Editorial

Das Staatsverständnis hat sich im Laufe der Jahrhunderte immer wieder grundlegend 
gewandelt. Wir sind Zeugen einer Entwicklung, an deren Ende die Auflösung der 
uns bekannten Form des territorial definierten Nationalstaates zu stehen scheint. 
Denn die Globalisierung führt nicht nur zu ökonomischen und technischen Verände-
rungen, sondern sie hat vor allem auch Auswirkungen auf die Staatlichkeit. Ob die 
„Entgrenzung der Staatenwelt“ jemals zu einem Weltstaat führen wird, ist allerdings 
zweifelhaft. Umso interessanter sind die Theorien früherer und heutiger Staatsden-
ker, deren Modelle und Theorien, aber auch Utopien, uns Einblick in den Prozess 
der Entstehung und des Wandels von Staatsverständnissen geben.

Auf die Staatsideen von Platon und Aristoteles, auf denen alle Überlegungen 
über den Staat basieren, wird unter dem Leitthema „Wiederaneignung der Klassiker“ 
immer wieder zurückzukommen sein. Der Schwerpunkt der in der Reihe Staatsver
ständnisse veröffentlichten Arbeiten liegt allerdings auf den neuzeitlichen Ideen 
vom Staat. Dieses Spektrum reicht von dem Altmeister Niccolò Machiavelli, der wie 
kein Anderer den engen Zusammenhang zwischen Staatstheorie und Staatspraxis 
verkörpert, über Thomas Hobbes, den Vater des Leviathan, bis hin zu Karl Marx, 
den sicher einflussreichsten Staatsdenker der Neuzeit, und schließlich zu den zeitge-
nössischen Staatstheoretikern.

Nicht nur die Verfälschung der Marxschen Ideen zu einer marxistischen Ideolo-
gie, die einen repressiven Staatsapparat rechtfertigen sollte, macht deutlich, dass 
Theorie und Praxis des Staates nicht auf Dauer voneinander zu trennen sind. Auch 
die Verstrickung Carl Schmitts in die nationalsozialistischen Machenschaften, die 
heute sein Bild als führender Staatsdenker seiner Epoche trüben, weisen in diese 
Richtung. Auf eine Analyse moderner Staatspraxis kann daher in diesem Zusam-
menhang nicht verzichtet werden.

Was ergibt sich daraus für ein zeitgemäßes Verständnis des Staates im Sinne einer 
modernen Staatswissenschaft? Die Reihe Staatsverständnisse richtet sich mit dieser 
Fragestellung nicht nur an (politische) Philosophen und Philosophinnen, sondern 
auch an Geistes- und Sozialwissenschaftler bzw. -wissenschaftlerinnen. In den Bei-
trägen wird daher zum einen der Anschluss an den allgemeinen Diskurs hergestellt, 
zum anderen werden die wissenschaftlichen Erkenntnisse in klarer und aussagekräf-
tiger Sprache – mit dem Mut zur Pointierung – vorgetragen. Auf diese Weise wird 
der Leser/die Leserin direkt mit dem Problem konfrontiert, den Staat zu verstehen.

Prof. Dr. Rüdiger Voigt
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Editorial – Understanding the State

Throughout the course of history, our understanding of the state has fundamentally 
changed time and again. It appears as though we are witnessing a development 
which will culminate in the dissolution of the territorially defined nation state as we 
know it, for globalisation is not only leading to changes in the economy and technol-
ogy, but also, and above all, affects statehood. It is doubtful, however, whether the 
erosion of borders worldwide will lead to a global state, but what is perhaps of 
greater interest are the ideas of state theorists, whose models, theories and utopias 
offer us an insight into how different understandings of the state have emerged and 
changed, processes which neither began with globalisation, nor will end with it.

When researchers concentrate on reappropriating traditional ideas about the state, 
it is inevitable that they will continuously return to those of Plato and Aristotle, upon 
which all reflections on the state are based. However, the works published in this 
series focus on more contemporary ideas about the state, whose spectrum ranges 
from those of the doyen Niccolò Machiavelli, who embodies the close connection 
between the theory and practice of the state more than any other thinker, to those of 
Thomas Hobbes, the creator of Leviathan, those of Karl Marx, who is without doubt 
the most influential modern state theorist, those of the Weimar state theorists Carl 
Schmitt, Hans Kelsen and Hermann Heller, and finally to those of contemporary 
theorists.

Not only does the corruption of Marx’s ideas into a Marxist ideology intended 
to justify a repressive state underline the fact that state theory and practice cannot 
be permanently regarded as two separate entities, but so does Carl Schmitt’s in-
volvement in the manipulation conducted by the National Socialists, which today 
tarnishes his image as the leading state theorist of his era. Therefore, we cannot 
forego analysing modern state practice.

How does all this enable modern political science to develop a contemporary 
understanding of the state? This series of publications does not only address this 
question to (political) philosophers, but also, and above all, students of humanities 
and social sciences. The works it contains therefore acquaint the reader with the 
general debate, on the one hand, and present their research findings clearly and 
informatively, not to mention incisively and bluntly, on the other. In this way, the 
reader is ushered directly into the problem of understanding the state.

 
Prof. Dr. Rüdiger Voigt

6



Inhaltsverzeichnis

Christina Pauls, Martin Oppelt und Nicki K. Weber
Staat und Postkolonie zwischen Einbruch und Aufbruch. 
Eine Einleitung zu postkolonialen Staatsverständnissen 9

Prolog

Achille Mbembe
Anmerkungen zum gegenwärtigen Eurozentrismus 29

Staat und Postkolonie: Kritik und WiderstandI.

Messan Tossa
Die Kontingenz der Staatlichkeit im postkolonialen Afrika 47

Valerian Thielicke
Frantz Fanon weiterdenken.  
Oder: Ein Erklärungsversuch über die Staatenblindheit postkolonialer 
Theoriebildung 63

Gesche Jeromin
Kolonialismus und Staatenpluralität.  
Zur Anschlussfähigkeit der materialistischen Staatstheorie an 
postkoloniale Forschung 85

Simon Faets
Von Michel Foucaults Politik des Lebens zu Achille Mbembes Politik des 
Todes.  
Anmerkungen zum postkolonialen Verhältnis von Nekropolitik und 
Staatlichkeit 107

Dilek Divan und Paul*A Helfritzsch
Kolonialisierte Körper.  
Zwischen imperialistischen Nationalstaaten und der Alltäglichkeit des 
Verletztwerdens 129

7



Staat und Postkolonie: Grenzgänge und ZwischenräumeII.

Ryo Kuboyama
(Post)koloniale Migration und unfreie Arbeit.  
Wie Japan Vertragsarbeit als Leibeigenschaft bio- und 
zuwanderungspolitisch kolonial rekonstruiert 153

Julian Prugger
Transformative Gerechtigkeit als postkoloniale Ordnungsvorstellung?  
Ein Versuch, von abolitionistischen Praktiken zu lernen 179

Dshamilja Roshani und Fatim Selina Diaby
Feministische Außenpolitik und Staatlichkeit.  
Eine dekolonial-feministische Analyse Feministischer Außenpolitik im 
Kontext europäischer Migrationspolitik 199

Gustavo Robles und Börries Nehe
Die koloniale Materialität des Staates.  
Den autoritären Neoliberalismus vom Süden aus denken 219

Timo Dorsch
Para-Staatlichkeit.  
Über die Funktionsweise der Gewalt unter der Hybriden Souveränität 241

Autor*innen 259

8



Christina Pauls, Martin Oppelt und Nicki K. Weber

Staat und Postkolonie zwischen Einbruch und Aufbruch.
 
Eine Einleitung zu postkolonialen Staatsverständnissen

Der Staat als Pharmakon

In der Politikwissenschaft gilt der Staat noch immer als primäres Organisations-
prinzip für lokales und globales politisches Handeln. Doch vor allem hinsicht-
lich Diagnosen zunehmender Globalisierung, regionaler Bündnisse und der Hand-
lungs(un)fähigkeit internationaler Organisationen wie den Vereinten Nationen schei-
nen dominante Vorstellungen von ‚Staat’ immer wieder herausgefordert. Sowohl 
in praktizierter (internationaler) Politik wie auch in konzeptionellen Reflexionen 
über die (heute formal anerkannten) 195 Staaten dieser Erde sind Beobachter*innen 
mit grundlegenden Differenzen zwischen Staatlichkeiten ehemaliger Kolonien und 
europäischer Kolonialmächte konfrontiert, die es gilt, in aktuellen Diskussionen 
um Staatsverständnisse aktiv mitzudenken.1 Mit Blick auf Bedeutung, Entwicklung 
und Zustand der Staatlichkeit in den ehemaligen Kolonien der europäischen Natio-
nalstaaten, den heutigen Ländern des sogenannten Globalen Südens, hielt Nikita 
Dhawan vor einigen Jahren in Rückgriff auf Jacques Derrida fest, dass dort der Staat 
zum Pharmakon werde,2 sich also mit den Worten Gayatri Chakravorty Spivaks 
„[...] in Gift [verwandelt], was Medizin hätte sein können“3. Was in den antikolo-
nialen Befreiungskriegen vielerorts mit der erfolgreichen Vertreibung der kolonialis-
tischen Fremdherrschaft durch revolutionäre Nationalstaatsbewegungen begonnen 
hat, scheint, um im Bild zu bleiben, nach Dhawan also eine krankmachende bis 
todbringende Gestalt angenommen zu haben.

Doch was sagt dieses Bild über die konkrete Situation der Staatlichkeit in den 
ehemaligen Kolonien aus? Und inwiefern trifft es überhaupt zu? Fest steht, dass 
der europäische Nationalstaat mit seinen Ideen, Praktiken, Institutionen und Legiti-
mationsstrategien nicht nur zentraler Bestandteil des imperialistischen Expansions-
bestrebens der ehemaligen Kolonialmächte war, sondern dass sich auch die gegen-
wärtige postkoloniale Welt nach dem Vorbild des Staatsmodells der ehemaligen 

1.

1 Dies betrifft beispielsweise die Besetzung des UN-Sicherheitsrates mit seinen fünf ständigen 
Mitgliedern China, Frankreich, Großbritannien, Russland und den USA.

2 Dhawan 2009, S. 59.
3 Spivak 2008, S. 71.
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Kolonisator*innen konstituiert und organisiert hat. Ist es dann aber die Dosis, die 
in den ehemaligen Kolonien das ‚Gift’ macht und muss angesichts der vielzähligen 
Herausforderungen und Probleme gegenwärtiger postkolonialer Staaten und Gesell-
schaften folglich nur noch das richtige Maß an Staatlichkeit, die heilende Mischung 
aus auferlegten fremden und zu bergenden eigenen Traditionen gefunden werden? 
Oder muss das Konzept des Staates aufgrund seiner Herkunft gerade aus einer 
postkolonialen Perspektive heraus zukünftig besser im Giftschrank der politischen 
Ideengeschichte verbleiben und stattdessen die Suche nach alternativen ‚Heilmitteln’ 
intensiviert werden?

Eine derart holzschnittartige Perspektivierung einer vermeintlich wählbaren Al-
ternative zwischen fremden und eigenen Traditionen würden die meisten postkolo-
nialen Denker*innen bei all ihrer Verschiedenheit wohl ebenso ablehnen, wie die 
Vorstellung einer Alternative zu den Überresten des Kolonialismus, die komplett mit 
diesem brechen und quasi von Null neu anfangen könnte. Nicht nur erinnert eine 
simplifizierende Darstellung wie diese an die altbekannten Vorurteile und Ressen-
timents der ehemaligen Kolonisator*innen, wonach (post)koloniale Gesellschaften 
(noch) nicht den ‚Reifegrad’ aufweisen würden, um sich das europäische Staaten-
modell erfolgreich anzueignen. Mit ihnen sei folglich im wahren Wortsinn kein 
Staat zu machen – etwa, weil sie die dafür nötigen historischen oder kulturellen 
Voraussetzungen nicht teilten. Darüber hinaus jedoch befasst sich postkoloniale 
Theoriebildung in ihrer Analyse und Kritik des europäischen Kolonialismus dezi-
diert mit dessen Fortleben und Verwobenheit in die gegenwärtigen Institutionen, 
Subjektivierungen, Narrative und politischen Praktiken postkolonialer Gesellschaf-
ten. Diese Kontinuitäten gelten als Prämisse oder Axiom des Nachdenkens über die 
Vergangenheit, Gegenwart und Zukunft der ehemaligen Kolonien, wobei auch der 
Kolonialismus selbst als ein sehr heterogenes und komplexes Phänomen thematisiert 
wird. Um sich also ein genaueres Bild von postkolonialen Theorien und ihren 
Perspektiven auf den Staat machen zu können, empfiehlt es sich, zunächst diejeni-
gen Theorien von Staatlichkeit in den Blick zu nehmen, mit denen postkoloniale 
Theorien in ihrer Entstehung und Entwicklung maßgeblich konfrontiert waren und 
mit denen sie sich entsprechend intensiv auseinandergesetzt haben.

Aus dem Kanon des westlichen politischen Denkens sind es die zwei großen 
Erzählungen des Liberalismus und Marxismus über die Entstehung, Entwicklung, 
Bedeutung und Legitimation des modernen Staates und seines Handelns, die histo-
risch wie gegenwärtig für die Theorien und Praktiken antikolonialer, postkolonialer 
bis dekolonialer Kämpfe eine herausragende Rolle spielen. Die hegemoniale Version 
des Liberalismus zementierte ihre Vormachtstellung als Leiterzählung westlicher 
Politik und Staatlichkeit nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs, als im Zentrum 
Europas ein großes Bedürfnis nach einer kollektiven Identität in Abgrenzung sowohl 
von der faschistischen und nationalsozialistischen Vergangenheit als auch vom Stali-
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nismus der Sowjetunion vorherrschend war. Dieser Erzählung nach ist der liberale 
Rechtsstaat Ausdruck der Vernunft und Verwirklichung der individuellen Freiheit 
der ihn konstituierenden Bürger*innen. Er ist der Garant ihrer universalen ‚natürli-
chen’ Rechte und Freiheiten als Menschen sowie neutraler – und der selbstgegebe-
nen Verfassung eines Volkes verpflichteter – Sachverwalter der wirtschaftlichen, 
politischen und sozialen Interessen der Individuen, die dieses Volk konstituieren und 
die sich in einem klar abgrenzbaren Territorium wechselseitig auf die Mitgliedschaft 
in einer zwangsbewehrten politischen Gemeinschaft verständigt haben. Durch ihre 
(stillschweigende) Zustimmung zu den Gesetzen und Institutionen ihres Landes 
werden diese dauerhaft legitimiert, ohne dass der Staat ihnen über den Gesetzesge-
horsam hinaus gehende Bekenntnisse und Identifikationen mit dem Gemeinwesen 
abverlangen müsste. Im liberalen politischen Denken hat also das als autonom 
und radikal frei vorgestellte Individuum Vorrang sowohl vor der Gemeinschaft der 
Mitmenschen mit ihren Traditionen, Werten und Erwartungen, als auch vor dem 
Staat und seinen Institutionen. Der Staat wird im Liberalismus dabei zugleich als 
Garant und größte Gefahr für die individuelle Freiheit diskutiert, die er der Idee nach 
sowohl gegen republikanische Tugendzumutungen einer kollektiven Orientierung 
am Gemeinwohl (Rousseau) als auch gegen die angebliche Tyrannei der Mehrheit 
(Tocqueville) moderner Demokratien sowie gegen die Einverleibungen in einen 
‚Volkskörper’ im Rahmen autoritärer und faschistischer Herrschaftsansprüche ver-
teidigen soll. Gleichzeitig identifiziert der Liberalismus aber den Staat aufgrund 
dessen Machtfülle als eine Gefahr für die Schutzräume individueller Privatsphäre 
sowie für die sich angeblich selbst regulierenden Kräfte der ‚freien Marktwirtschaft’. 
Diese Gefahr soll mittels eines gewaltenteiligen Institutionensettings auf Basis ko-
dierter Grund- und Menschenrechte eingehegt werden. Mit Blick auf das Bild des 
Pharmakons lässt sich festhalten, dass es hier also um die ausgewogene Mischung 
an individueller Freiheit und Sicherheit geht, die die Grenze zwischen ‚Heilmittel’ 
und ‚Gift’ bestimmt.

Seine ideengeschichtlichen Wurzeln hat der Liberalismus in den politischen 
Theorien Thomas Hobbes‘ und vor allem John Lockes‘, deren hypothetische Kon-
zepte der Gründung und Legitimierung von Staaten unter dem Schlagwort der 
Vertragstheorien oder des Kontraktualismus bis heute eine wichtige argumentati-
ve Leitidee hinter der Idee und Praxis moderner Staatlichkeit darstellen. Hobbes‘ 
Leviathan gilt dieser als ein Gründungsdokument und mit Einschränkungen auch 
dem Liberalismus. Das Neue an Hobbes‘ Theorie war die Idee, dass jeder legitime 
Souverän beziehungsweise Staat seine Existenz und Machtfülle gegenüber den Herr-
schaftsunterworfenen rechtfertigen musste. Hobbes griff in seiner Argumentation 
dafür auf die hypothetische Vorstellung eines quasi-anarchischen vorpolitischen und 
vorstaatlichen ‚Naturzustandes’ zurück, den die ihn bewohnenden Individuen qua 
vernünftiger Entscheidung verlassen wollten und dafür per Vertragsschluss den Le-
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viathan als absoluten Souverän bevollmächtigten.4 Für den Liberalismus wie für den 
Kolonialismus wichtiger war der Naturzustand John Lockes, den dieser in den Zwei 
Abhandlungen über die Regierung von 1689 entwarf und der im Kern eine Theorie 
des „Besitzindividualismus”5 und der Legitimation von Landnahme durch ‚Arbeit’ 
anbot.6 Die Individuen beauftragten laut Locke mit Austritt aus dem Naturzustand 
in den vertraglich geschlossenen Gesellschaftszustand den neu geschaffenen Staat 
damit, den zuvor ‚erarbeiteten’ Besitz in Eigentum zu überführen und mittels Geset-
zen und Gewalt vor dem Zugriff der Mitmenschen (und des Staates) zu schützen.

Für die postkoloniale Theorie sind diese Naturzustandskonstruktionen insofern 
von Bedeutung, als sie nicht nur die Basis der Theorien individueller Freiheit wa-
ren, sondern auch der Legitimation kolonialer Expansionsbestrebungen und rassisti-
scher Unterwerfungen indigener Bevölkerungen durch die europäischen Großmächte 
nützlich waren. Die nach den Worten Lockes in der Unabhängigkeitserklärung der 
USA 1776 festgehaltenen ‚selbstverständlichen Wahrheiten‘, wonach alle Menschen 
gleich erschaffen und von ihrem ‚Schöpfer‘ mit unveräußerlichen Rechten an Leben, 
Freiheit und dem Streben nach Glück ausgestattet sind, galt schon in den hinter 
diesen Ideen stehenden Naturzustandstheoremen nicht. Nicht nur waren gerade die 
Gründungsfiguren der Theorien der modernen Freiheit selbst in die gewaltvolle Aus-
beutung und Eroberung der Welt involviert,7 vielmehr schwingt in ihren Theorien 
immer schon das koloniale Projekt mit. Die historische Gewordenheit des Liberalis-
mus ist untrennbar mit dem Kolonialismus verflochten.8

Der Marxismus ist die für postkoloniale Theorien zweite relevante westliche 
Perspektive auf die Entwicklung und Bedeutung des modernen Staates. Er bot eine 
plausible Gegenerzählung zum Liberalismus, analysierte und kritisierte die Rolle 
des Staates im Rahmen von Ausbeutungs- und Entfremdungsverhältnissen und dis-
kutierte die revolutionäre Überwindung von jeder (Fremd-)Herrschaft und Unterdrü-
ckung.9 Damit war der Marxismus wichtig für die antikolonialen Befreiungskämpfe 
des 20. Jahrhunderts und bot einen reichhaltigen Fundus für die postkoloniale Theo-
riebildung. Marx selber hat zwar nie eine Theorie des Staates vorgelegt,10 doch lässt 
sich ein gewisser marxistischer Grundkonsens über den Staat rekonstruieren, der 
sowohl für die Abgrenzung zu liberalen als auch zur genaueren Skizzierung post-
kolonialer Perspektiven hilfreich ist und der auch in den Beiträgen dieses Bandes 
immer wieder berührt wird.

4 Hobbes 2020 und Voigt 2000.
5 MacPherson 2016.
6 Locke 2020.
7 Därmann 2018 und 2020; Armitage 2004; Arneil 1996.
8 Ince 2018.
9 Losurdo 2011.
10 Für das Staatsverständnis Karl Marx' siehe in dieser Reihe Hirsch/Kannakalam/Wessel 2015; 

für Friedrich Engels Salzborn 2012.
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Zunächst darf der Staat für den Marxismus nicht in der Tradition des Idealismus 
und Liberalismus als Kopfgeburt des menschlichen Geistes oder Resultat des freien 
Willens von Individuen missverstanden werden, sondern muss, wie Marx Hegel vom 
Kopf auf die Füße stellend festhält, als „in den materiellen Lebensverhältnissen 
wurzelnd“11 gefasst werden. So stellen Produktion und Austausch von Produkten 
die Grundlage jeder Gesellschaftsordnung dar und die Art und Weise, wie gesell-
schaftlich hergestellte Grundgüter sowie die dafür nötigen Produktionsmittel in einer 
Gesellschaft verteilt sind, bestimmt über ihre (hierarchische) Aufteilung in Stände 
oder Klassen. Um also den Staat in seiner jeweiligen historischen Epoche wirklich 
begreifen und damit überhaupt angemessen kritisieren und gegebenenfalls verändern 
(oder abschaffen) zu können, muss in der Ökonomie „die reale Basis, worauf sich 
ein juristischer und politischer Überbau erhebt“12 erkannt werden, um die wahren 
Herrschafts- und Machtverhältnisse zu identifizieren, die der Staat im Rahmen der 
jeweiligen politischen Ökonomie stabilisiert, reproduziert und organisiert.

Wer die gesellschaftliche Ordnung revolutionär verändern will, muss also die 
Produktions- und Austauschverhältnisse verändern. Dem Staat kommt dabei die 
Funktion zu, diese zu schützen, indem er als vermeintlich neutrale Instanz die Anta-
gonismen zwischen Herrschenden und Beherrschten, im modernen kapitalistischen 
Staat dann den Klassenkampf zwischen Arbeiter*innen und Kapitalist*innen, Prole-
tariat und Bourgeoisie, soweit einhegt, dass die bürgerliche Gesellschaft und das 
Wirtschaftssystem des Kapitalismus nicht in einem ‚Krieg aller gegen alle‘ zugrunde 
gehen. Faktisch handelt der Staat dabei aus marxistischer Perspektive immer im In-
teresse der herrschenden Klassen, seien es die antiken Sklavenhaltergesellschaften, 
der absolutistische Staat des mittelalterlichen Feudalismus oder eben der moderne 
liberale, kapitalistische und koloniale Staat, wie er im Rahmen imperialistischer und 
kolonialer Expansionen als Modell über den gesamten Globus gewaltvoll ausgebrei-
tet wurde.

Das historisch Einzigartige am modernen kapitalistischen Staat ist, dass er die 
ökonomische, soziale und politische Ungleichheit zwischen ausgebeuteter Klasse 
und ausbeutender Klasse relativ erfolgreich stabilisiert, indem er diese mittels der 
Gleichheit und Freiheit verbürgenden Menschen- und Bürger*innenrechte verschlei-
ert. Die formal für alle gleich geltenden bürgerlichen Rechte dienen jedoch nicht 
zuletzt dem Schutz des Privateigentums privilegierter Gruppen an den Produktions-
mitteln und damit der fortdauernden Ausbeutung der Arbeitskraft der besitzlosen 
Klassen. Formal ist der Staat daher zwar neutrale Instanz, wo er ein ‚gleiches 
Recht für alle’ umzusetzen behauptet. Faktisch jedoch ist er Klassenstaat, da er die 
tatsächlichen strukturellen Ungleichheitsverhältnisse durch das formal gleiche Recht 
auf Dauer stellt. Der Staat ist daher „ein Ausschuss, der die gemeinschaftlichen 

11 Marx 1961, S. 8.
12 Marx 1961, S. 8.
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Geschäfte der ganzen Bourgeoisklasse verwaltet”13, er ist notwendiges Instrument 
zur Absicherung der Klassenherrschaft,14 „[öffentliche] Gewalt zur Unterdrückung 
der Arbeiterklasse, [eine] Maschine der Klassenherrschaft“15 und dient vor allem der 
Abwehr der Revolution.

Diesen Staat gilt es daher revolutionär zu übernehmen und ihn – quasi das ‚Gift’ 
zum ‚Heilmittel‘ machend – mittels der Diktatur des Proletariats als Werkzeug für 
die Vergemeinschaftung der Produktionsmittel, den Kampf gegen die reaktionären 
und imperialistischen Feinde der Revolution und für das ‚letzte Gefecht‘ um den 
Eintritt in die klassenlose Gesellschaft des Kommunismus zu benutzen, wo das 
‚Menschengeschlecht’ befreit und alle Herrschafts-, Ausbeutungs-, Entfremdungs- 
und Klassenverhältnisse aufgehoben sein würden.16 Diese Bedeutung des modernen 
Staates hat im Rahmen der antikolonialen Befreiungskriege und Nationalstaatsgrün-
dungen gegen die imperialistischen Reiche des europäischen Zentrums teils großen 
Zuspruch gefunden.

Mit Blick auf den Staat bleibt festzuhalten, dass die Diktatur des Proletariats 
nicht nur Fremd- und Klassenherrschaft beenden und den Weg in die klassenlose 
Gesellschaft ebnen sollte, wo es „keine Gesellschaftsklasse mehr in der Unterdrü-
ckung zu halten gibt“ und sich die Menschen wirklich als Gleiche und Freie aner-
kennen und selbst regieren würden, sondern dass dadurch der Staat selbst unnötig 
und in eben dem Moment ‚absterben’ würde, in dem er historisch erstmals „tatsäch-
lich als Repräsentant der ganzen Gesellschaft auftritt“17. Tatsächlich ist dies jedoch 
weder im kapitalistischen Zentrum noch in der Sowjetunion und auch nicht in 
den ehemaligen Kolonien eingetreten. Mit dem Ausbleiben der Revolution stellte 
sich daher auch für die postkolonialen Theorien in der marxistischen Tradition die 
Frage nach den Bedingungen, Herausforderungen und Möglichkeiten postkolonialer 
Staatlichkeit.

Postkoloniale Interventionen

Beiden Theorieströmungen – sowohl der liberalen als auch der marxistischen – ist es 
nicht gelungen, die postkoloniale Wirklichkeit angemessen abzubilden. Die Auslas-
sung kolonialer, rassistischer und imperialer Zusammenhänge, in unterschiedlicher 
Ausprägung, in der Genese und Funktionsweise des modernen Nationalstaates so-

2.

13 Marx/Engels 1977, S. 464.
14 Marx/Engels 1978, S. 62.
15 Marx 1962, S. 336.
16 Marx 1987, S. 28-29.
17 Engels 1975, S. 261-262.
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wie seine Darstellung als endogene europäische Errungenschaft haben tiefgreifende 
Konsequenzen für Staatsverständnisse und Politik.18

Die Auslassung der kolonialen Unterseite moderner Staatsverständnisse – also 
der Einsicht, dass Kolonialismus konstitutiver Bestandteil des modernen Staates ist 
–19 hat es zum einen ermöglicht, dass sich moderne Staatsverständnisse eurozentri-
scher Prägung als hegemonial durchsetzen konnten,20 zum anderen hat es zur Un-
sichtbarmachung der kolonialen Konstitution des globalen Weltsystems beigetragen 
und die Gewaltförmigkeit europäischer Staatsverständnisse verschleiert. So ist es 
möglich, dass sich das mit dem sogenannten Westfälischen Frieden 1648 etablierte 
System als systematische Aufteilung eines globalen politischen Systems in eine 
Reihe exklusiver, souveräner Staaten ausgibt, die einander auch als souverän aner-
kennen.21 Dass diese wechselseitige Anerkennung aber nur auf den europäischen 
geografischen Raum zutrifft, zeugt von der eurozentrischen Perspektive, die im 
Verständnis moderner Staatlichkeit angelegt ist und stellt sich als ungeeignet dar, die 
Welt jenseits von Europa angemessen zu beschreiben.

Die Ursprünge der postkolonialen Theorie liegen in frühen Formen des Wider-
standes gegen die „Fremdherrschaft, Verdrängung und Ausbeutung”22 des europä-
ischen Imperialismus und des Kolonialismus. Solche Formen des Widerstandes 
wurden in eurozentrischen Narrationen jedoch weitestgehend ausgeklammert, um 
die Legitimität des Bestehenden und Entstehenden aufrechtzuerhalten. Die Genealo-
gie formalisierter postkolonialer Theorie als wissenschaftliche Disziplin lässt sich 
sodann vor allem entlang der Dekolonialisierungsprozesse nach dem Ende des 
Zweiten Weltkriegs nachzeichnen. Ausgehend von den Arbeiten Aimé Césaires und 
Frantz Fanons entwickelte sich dieses Theoriefeld als eine komplexe Ansammlung 
kritischer Beiträge, die eine erkenntnistheoretische Grundlage für die analytische 
und theoretische Bearbeitung postkolonialer Formationen anbieten.23 Der Begriff 
der Formationen verweist auf das Zusammenfallen spezifischer Geschehnisse in der 
Gegenwart, was bedeutet, dass postkolonial nicht auf eine Phase nach dem Kolonia-
lismus verweist, sondern darauf aufmerksam machen will, dass die vergangenen 
Ereignisse des Kolonialismus die Gegenwart weiter prägen.24 Diese postkoloniale 
Gegenwart betrifft dabei nicht nur ehemals Kolonisierte und Kolonisierende, ehema-
lige Kolonien und Kolonialmächte,25 sondern auch die globale Gesamtlage in der 
Zeit nach der kolonialen Eroberung der Welt seit Mitte des 15. Jahrhunderts.26 

18 Angie 2006; Bhambra 2018; Mamdani 2020.
19 Dussel 1996.
20 Zum Begriff des Eurozentrismus siehe Mbembe in diesem Band.
21 Jessop 2016, S. 32.
22 Kerner 2012, S. 30.
23 Reuter/Villa 2010, S. 16.
24 Hall 2013.
25 Kerner 2012, S. 9.
26 Kerner 2018, S. 616.

15



Postkolonial beschreibt also eine Kontinuität der „übergreifenden[n] Merkmale und 
Effekte kolonialer Herrschaft“27, obgleich der Kolonialismus nicht nur auf unter-
schiedlichen Ebenen verortbar ist (in Anlehnung an Kenneth Waltz auf einer indi-
viduellen oder interpersonellen, staatlichen und globalen Ebene),28 sondern dessen 
anhaltende Wirkungen auch unterschiedlich zu betrachten sind. Mit Stuart Hall ist zu 
betonen, dass nicht alle Formationen „auf die gleiche Art ‚postkolonial’”29 sind. Die 
koloniale Hysterese, das meint das Nachhallen des Schocks imperialer und kolonia-
ler Erfahrungen,30 prägt die gegenwärtigen Gesellschaften auf unterschiedliche Art. 
So lassen sich über die postkoloniale Gegenwart der Vereinigten Staaten und Kana-
da Formen des Vernichtungskolonialismus an der indigenen Bevölkerung oder die 
Versklavung afrikanischer Menschen festmachen, die bis heute in Marginalisierung, 
Alltagsrassismus und struktureller Diskriminierung fortwirken. In Frankreich hinge-
gen stellt sich die postkoloniale Gegenwart innerstaatlich im Verhältnis der Mehr-
heitsbevölkerung zu muslimischen Minderheiten oder außenpolitisch zu ehemaligen 
Kolonialgebieten dar, zu denen die Französische Republik in mehr oder weniger 
institutionalisierten Organisationen wie der Frankophonie koloniale Beziehungen 
weiter pflegt.31 Ähnliches gilt für Großbritannien und das Commonwealth, während 
die Erinnerung an die koloniale Vergangenheit Deutschlands und den Völkermord 
an den Herero und Nama in der ehemaligen deutschen Kolonie ‚Deutsch-Südwest-
afrika’ nach wie vor umkämpft ist,32 nicht zuletzt aufgrund der Frage nach ihrem 
Verhältnis zum Nationalsozialismus.33 Auch Fragen der Migration und Konflikte 
in pluralen (oder multikulturellen) Gesellschaften weisen postkoloniale Implikatio-
nen auf,34 während ehemalige Kolonien in ihrer postkolonialen Gegenwart anderen 
Herausforderungen entgegenstehen. Sie sehen sich neokolonialen Abhängigkeitsver-
hältnissen ausgesetzt, aufgrund derer „das Streben nach kultureller, politischer und 
wirtschaftlicher Emanzipation in Afrika [ein] theoretisches Postulat ohne praktische 
Wirkung”35 zu bleiben droht.

Die Herausforderung postkolonialer Theoriebildung ist es, die verschiedenen 
Stränge kolonialer Verflechtungen und Kontinuitäten sichtbar zu machen und ent-
lang ihrer Unterschiedlichkeiten und Gemeinsamkeiten zu untersuchen. Die Kom-
plexität dieser Verhältnisse macht es erforderlich, grundlegende Fragen bezüglich 
der Bedingungen von Wissensproduktion (und ihrer politischen Implikationen) zu 
stellen. Hinsichtlich eines ersten Blicks auf postkoloniale Theorie und vorherrschen-

27 Kerner 2018, S. 23.
28 Waltz 1959.
29 Hall 2013, S. 202.
30 Sarr 2019, S. 58.
31 Liang 2022, S. 255.
32 Melber 2022.
33 Samudzi 2021.
34 Weber 2022.
35 Mabe 2005.
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de Verständnisse von Staatlichkeit lässt sich feststellen, dass Staat und Nation 
oft zusammenfallen, was die die konzeptionelle Differenzierung beider Begriffe 
erschwert, gleichzeitig aber auch ihre Ko-Emergenz im Kontext moderner Staatlich-
keit verdeutlicht. Während für den Begriff der Nation die Französische Revolution 
1789 eine wichtige emanzipatorische Rolle spielte und dieser im 19. Jahrhundert 
als Nationalismus in ganz Europa wirksam wurde, war Nation der „wesentlichste 
Modus, um ‚Gemeinschaft’ zu imaginieren, zu reproduzieren und gesetzlich zu 
verankern”36. Postkoloniale Theorie betont, dass die liberale ‚Erfolgsgeschichte’ des 
Nationalstaates eng mit Kolonialismus verwoben ist und dass der Kolonialismus 
vor allem die ökonomische Grundlage für die Entwicklung nationalstaatlicher Ord-
nungsvorstellungen in Europa lieferte.37 Paradoxerweise erleidet die Ordnungsvor-
stellung mit der formal-politischen Dekolonisierung nach dem Zweiten Weltkrieg 
keinen Bruch, sondern wird durch die Hervorbringungen neuer Staaten in den 
ehemaligen Kolonialgebieten zum vorrangigen Modell politischer Organisation von 
Gemeinschaft. Die „Universalisierung des Nationalstaates”38 vollzieht sich, da das 
„politische Denken außerhalb Europas in einem doppelten Sinne auf Europa gerich-
tet [ist]: mit dem Ziel der Befreiung von Europa bei einer gleichzeitigen Berufung 
auf Europa, insofern die antikolonialen Denker bei ihrer Konzeption von Emanzi-
pation auf europäische Begriffs- und Denktraditionen, insbesondere auf die Idee 
der Nation, der Volkssouveränität und der Legitimität, zurückgreifen”39 müssen. In 
einer solchen historischen Rekonstruktion von Staatlichkeit kann, mit den Worten 
des postkolonialen Historikers Dipesh Chakrabarty, „Geschichte als Wartesaal”40 

beschrieben werden, was eben auch Implikationen für die Wissensproduktion über 
sowie innerhalb ehemaliger Kolonialen zur Folge hat. In ihrem willentlichen oder 
unwillentlichen Rückbezug auf europäische Ideen von Staat und Nation finden sie 
sich in einer Situation wieder, sich nach europäischen Norm- und Wertvorstellungen 
‚entwickeln’ zu wollen oder zu müssen. Die aus kolonialen Beziehungen entstande-
ne strukturelle Dominanz, die sich in den neokolonialen Verhältnissen unserer Zeit 
spiegelt,41 geht mit einer mangelnden Vorstellungs- oder Umsetzungsmöglichkeit 
alternativer Formen politischer Gemeinschaft einher. Der Rückgriff auf eurozentri-
sche Konzeptionen reaffirmiert die Leerstelle in den Wissensarchiven hinsichtlich 
der Rolle von Kolonialismus und seiner rassischen Legitimierung und erschwert die 
für Selbstbestimmung notwendigen Vorstellungen von Zukunft in den Postkolonien 
und im kritischen Denken über die postkoloniale Gegenwart. Konventionelle (in 
diesem Kontext oftmals europäische) Staatsverständnisse, die sich beispielsweise 

36 Wehelyie 2017, S. 450.
37 Bhabha 1990, S. 59; Mbembe 2017, S. 34.
38 Chakrabarty 1992b, S. 19 [Übers. d. Verf.].
39 Ehrmann 2012, S. 112-113.
40 Chakrabarty 2010, S. 138.
41 Diallo 2017, S. 195-196.
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in der Narration des Westfälischen Friedens als Ursprung des Souveränitätsprinzips 
ausdrücken, trennen den nationalen Staat vom imperialen und kolonialen Staat. 
Diese künstliche Trennung der eurozentrischen Geschichtsschreibung wird von post-
kolonialer Theorie an mindestens zwei Stellen festgemacht. Zum einen stellen Ver-
treter*innen postkolonialer Theorien die Erzählung vom Westfälischen Frieden als 
Geburtsstunde moderner Staatlichkeit in Frage und setzen stattdessen im Jahr 1492 
an, um die Entstehungsgeschichte des modernen Staates mit einem geschärften post-
kolonialen Blick nachzuzeichnen. So sind der nationale und der imperiale und somit 
auch der koloniale Staat ko-konstitutiv und untrennbar miteinander verbunden.42 

Der konstatierte Zusammenhang zwischen Nation und Kolonialismus wird am Bei-
spiel der deutschen Nationenbildung besonders anschaulich, denn nur dreizehn Jah-
re nach der Gründung des deutschen Nationalstaates war Deutschland bereits die 
viertgrößte Kolonialmacht der Welt.43 Gurminder K. Bhambra spricht diesbezüglich 
von einer Misidentifizierung des imperialen Staates mit dem nationalen Staat in 
eurozentrischer Theoriebildung.44 Zum anderen bemängeln Vertreter*innen postko-
lonialer Theorien, dass die Haitianische Revolution als Gründungsereignis moder-
ner Staatlichkeit noch immer bagatellisiert und so die wirkungsvolle Leerstelle in 
den Wissensarchiven postkolonialer Geschichte aufrechtrechterhalten wird.45 Der 
haitian turn vor knapp zwanzig Jahren rückte die Bedeutung der Revolution von 
Saint-Domingue Ende des 18. Jahrhunderts in konstellative Nähe zu den europä-
ischen Revolutionen und damit ins Bewusstsein der Auseinandersetzungen mit dem 
(Post-)Kolonialismus.46 Die Widerstandsgeschichte um den Schwarzen Jakobiner 
François-Dominique Toussaint Louverture mündete nicht nur in die erste Schwarze 
Verfassung, die „beide Konzepte des Eigentums und der Sklaverei” angriff, weil 
sie nicht nur die „Enteignung der französischen Kolonisten” beschloss, sondern 
auch die „Unterscheidung zwischen ehelicher und nicht-ehelicher Geburt [abschaff-
te, was die] damals noch revolutionären Ideen einer Gleichheit der Rassen und 
universeller Freiheit bis zu ihren äußersten Konsequenzen”47 trieb. Das verdeutlicht 
den rassismustheoretischen Fokus postkolonialer Theorie. Während liberale Ansätze 
moderner Staatlichkeit am Versuch scheitern, rassische Diskriminierung mit Hilfe 
von universellen Normen des Rechts oder der Moral zu überwinden,48 identifizieren 
postkoloniale Ansätze Rasse als den „verleugnete[n] Kern des europäischen poli-
tischen Denkens über Liberalismus, Universalismus, subjektive Rechte, nationale 

42 Mamdani 2020, S. 1-2.
43 Conrad 2013, S. 544.
44 Bhambra 2018, S. 205.
45 Trouillot 2013.
46 Joseph 2012; Ehrmann 2012, S. 110.
47 Mbembe 2017, S. 38-39.
48 Mills 1999, Grosfoguel 2012.
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Gemeinschaft und staatliche Organisation”49. Das historische Beispiel der haitiani-
schen antirassistischen Politik zeigt auch die Wechselwirkung zwischen diskursiven 
und materiellen Ebenen, die für postkoloniale Theorie spezifisch ist. Erkenntnisse 
werden aus historischen Ereignissen gewonnen und machen den Gegenstand postko-
lonialer Theorie zu dem, was er ist. Zusammenfassend lässt sich sagen, dass „post-
koloniale Kritik eine radikale Restrukturierung des europäischen Denkens und seiner 
Historiographie“50 will. Postkoloniale Theorien orientieren sich dabei an „kolonialen 
Präsenzen”51, die Macht-, Gewalt-, Aneignungs- und Ausbeutungsverhältnisse in 
Essentialismen, Identitäten, Diskursen, Praktiken und abstrakten Universalismen 
verbergen, und verknüpfen stattdessen deren Ursprung direkt mit dem Beginn 
der europäischen Moderne, bisweilen auch schon seit der frühen Neuzeit, mit der 
Epoche kolonialer Expansion.52 Der moderne Staat ist damit zutiefst kolonial und 
benötigt, um analytisch durchdrungen zu werden, postkoloniale Theorien für eine 
angemessene Beschreibung seiner Staatsverständnisse.

Zu diesem Band

Dieser Sammelband widmet sich postkolonialen Staatsverständnissen in zwei Tei-
len, die vom Einbruch und Aufbruch geprägt sind. Der Einbruch symbolisiert den 
historisch datierbaren Moment des imperialen und kolonialen Europas, der sich 
zunächst gewaltsam durch die kolonialen Territorien zieht und im Verlauf der Ge-
schichte auch zum Bruch in und mit Ideen der Menschlichkeit und Projekten des 
Gemeinsamen führt. Der Bruch ist aber auch ein Symbol für Kritik und Widerstand, 
die von diesen Ereignissen hervorgebracht werden. Der Aufbruch hingegen ist ein 
Symbol für die Grenzgänge und Zwischenräume, die in einer kolonial geprägten 
Welt ausgehend von Kritik und Widerstand an und gegen die Fremdbestimmung das 
kritische Denken der Gegenwart prägen und nach Möglichkeiten suchen, koloniale 
Kontinuitäten zu bearbeiten und zu überwinden – soweit das möglich ist.

Eröffnet wird der Sammelband mit einem Beitrag von Achille Mbembe, der 
als ausgewählte Vorrede einen Überblick über die Entwicklung des Eurozentris-
mus-Begriffes gibt.53 Mbembe definiert nicht nur aktuelle Ignoranzen gegenüber 

3.

49 Ehrmann 2021, S. 433.
50 Do Mar Castro Varela/Dhawan 2020, S. 353.
51 Ha 2010, S. 260.
52 Es sind insbesondere lateinamerikanische Ansätze, die den Ursprung kolonialer Eroberung im 

Jahr 1492 ansetzen, also der Eroberung der Amerikas, ausgehend von Christopher Columbus. 
Diese definieren sich – oft auch in bewusster Abgrenzung zu postkolonialen Theorien – als 
dekoloniale Theorien, zum Beispiel Mignolo 2011, Grosfoguel 2007, Lugones 2010.

53 Der Text wurde vom Herausgeber*innenteam als Prolog ausgewählt und gesetzt. Er wurde 
ursprünglich in einem anderen Kontext als Vortrag präsentiert und für diesen Band mit der 
Zustimmung des Autors ins Deutsche übersetzt.
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rassistischen Kontinuitäten auf den drei Ebenen des Individuellen, Staatlichen und 
Globalen als Ausdruck eines gegenwärtigen Eurozentrismus, sondern zeigt auch die 
Bedeutung postkolonialer Formationen für das planetarische Zeitalter auf.

Der erste Teil des Bandes (Staat und Postkolonie I: Kritik und Widerstand) ist 
Überlegungen zum Staat und der Postkolonie im engeren Sinne gewidmet. Hier 
geht es vornehmlich um Kritik an und Widerstände gegen ‚klassische’ Vorstellungen 
moderner Staatlichkeit und die ihnen eingeschriebene eurozentrische Perspektive. 
Die entsprechenden Beiträge problematisieren konzeptionelle Auslassungen kolo-
nialer und rassistischer Verhältnisse und Kontinuitäten, die Beziehungen zwischen 
ehemaligen kolonialen Zentren (Europa) und ehemaligen Kolonien strukturieren. 
Das beinhaltet sowohl theoretische wie auch praktische Ebenen von Staats- und 
Nationsbildungsprozessen, die insbesondere im Globalen Süden gewaltsam durchge-
setzt werden. Auch die Wirkungsweisen des als kolonial ausgewiesenen modernen 
Staates im Inneren, wie rassistische und nekropolitische staatliche Praktiken, werden 
postkolonialer Kritik ausgesetzt. Hegemoniale Deutungs- und Handlungsmuster von 
Staat sollen mit postkolonialer Kritik aufgebrochen werden, damit sie einerseits ent-
naturalisiert werden, an Strahlkraft als universale Paradigmen einbüßen und so Wege 
für alternative Formen politischer Organisation eröffnen, die im zweiten Teil vertieft 
werden. Andererseits liegt im Projekt postkolonialer Kritik auch der Anspruch, 
Verantwortlichkeiten aufzudecken und zuzuweisen, um so einen Beitrag zu globaler 
Gerechtigkeit zu leisten.

Messan Tossa eröffnet diesen Abschnitt und zeichnet in seinem Beitrag die He-
rausforderungen nach, denen sich postkoloniale Staaten in Subsahara-Afrika nach 
der formal-politischen Unabhängigkeit ausgesetzt sahen. Die westliche Staatlichkeit 
als Vorbild für das postkoloniale Afrika ist für Tossa aus unterschiedlichen Gründen 
problematisch. Die vorkolonialen politischen Ordnungen wurden durch die Koloni-
alzeit unweigerlich von den postkolonialen Staaten getrennt. Die narrative Legitima-
tion des postkolonialen Staates liegt daher primär im antikolonialen Widerstand. An-
dere materielle und affektive Kategorien der Zugehörigkeit konnten im Unterschied 
zu Europa im kurzen Zeitraum seit der formal-politischen Unabhängigkeit nicht 
ausreichend kultiviert werden und sehen sich Konflikten zwischen Gruppierungen 
ausgesetzt, die bei der willkürlichen Grenzziehung der Kolonialmächte territorial 
zugeordnet wurden. Auch deshalb werden postkoloniale Staaten als neokoloniale 
Nachfolgerinnen kolonialer Bürokratie verstanden, was eine Identifikation zwischen 
Bevölkerungen und politischer Ordnung zusätzlich erschwert.

Valerian Thielicke nimmt im Anschluss die Beobachtung vernachlässigter Staat-
lichkeit in postkolonialer Theoriebildung zum Ausgangspunkt, um zu untersuchen, 
wie sich das eurozentrische Konstrukt des bürgerlichen Nationalstaats durch Kolo-
nialismus und Imperialismus global als hegemoniale Form der Organisation politi-
scher Gemeinschaften durchgesetzt hat. Im Rückgriff auf Frantz Fanons historisch-
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dialektische Analyse der kolonialen Situation zeigt Thielicke, wie ehemals koloniali-
sierte Staaten sich durch neokoloniale Abhängigkeitsverhältnisse dazu gezwungen 
sahen, sich an westliche Organisationsmodelle des Nationalstaats anzupassen und 
wie dieser Prozess der Anpassung alternative Formen der Organisation politischer 
Gemeinschaften verdrängte. Thielicke verweist hierbei insbesondere auf die „Ideo-
logie des Antikommunismus“, die nicht nur materialistische Konsequenzen für post-
koloniale Verhältnisse hatte, sondern auch Europa als „epistemisches Zentrum” der 
politischen Wissensproduktion etablierte.

Gesche Jeromin begreift postkoloniale Staatsverständnisse weniger als ein histo-
risch interessiertes Unterfangen, denn als ein theoretisches und normatives Projekt, 
welches in kritischer Absicht das in der Struktur des modernen Staates diskursiv 
wie materiell systematisch angelegte Fortbestehen kolonialer Praktiken untersucht. 
Daher zieht sie den Begriff „postkoloniale Staatskritiken“ vor und diskutiert, ob und 
wie diese von etablierten, marxistisch inspirierten Staatskritiken profitieren können, 
da beide Theorieströmungen trotz aller Unterschiede und gegenseitigen Abgrenzun-
gen den Nexus Kolonialismus, Kapitalismus und Staat teilten. Konkret prüft sie dies 
an der materialistischen Staatstheorie Joachim Hirschs, die sie mit der gängigen 
postkolonialen Kritik an marxistischen Grundprämissen konfrontiert. So gelingt es 
ihr, vier Minimalanforderungen zu identifizieren, die die materialistische Staatstheo-
rie erfüllt und die allgemein Staatskritiken mit marxistischem Hintergrund erfüllen 
müssen, um als Inspirationsquelle und Ressource für postkoloniale Staatskritiken in 
Frage zu kommen und entsprechend an den Diskurs postkolonialer Theoriebildung 
angeschlossen werden zu können.

Simon Faets widmet sich in seinem Beitrag Achille Mbembes Konzeption der 
Nekropolitik, die laut Mbembe fundamental auf Michel Foucaults Biopolitik auf-
baut. Anhand der Begriffe der Souveränität und des Terrors zeichnet Faets nach, 
wie Mbembe Foucaults Biopolitik in einen postkolonialen Rahmen überführt und sie 
zugleich radikalisiert und übersteigt, um so der kolonialen Dimension der Macht in 
der Moderne Rechnung zu tragen. Wo sich die Biopolitik in den Kolonien nämlich 
in exzessiver rassischer Gewalt als Nekropolitik im Sinne der Macht zu töten mani-
festierte, kann Faets daran anschließend offenlegen, inwiefern der moderne Staat in 
seinem Projekt der Universalisierung trotz aller Bekenntnisse zu Menschenrechten 
notwendig auf eine Politik der Partikularisierung und Trennung von einem selbst 
konstruierten Feind ausgerichtet bleibt und dies in der Postkolonie immer noch unter 
Rückgriff auf das koloniale Konstrukt der ‚Rasse’ tut.

Für Dilek Divan und Paul*A Helfritzsch steht die Genealogie der Auswirkungen 
staatlicher Subjektivierungsweisen auf kolonialisierte Körper im Mittelpunkt ihrer 
Überlegungen. Staatlichkeit wird hier als „Regierung der Körper” vorgestellt und 
anhand des Umgangs mit (schutzbefohlenen) Körpern eine kolonialrassistische Kon-
tinuität zwischen imperialistischen Nationalstaaten und gegenwärtigen modernen 
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Staaten aufgezeigt, die sich in alltäglichen Diskriminierungserfahrungen marginali-
sierter Personen und Gruppen offenbart. Um dies zu zeigen, nutzen die Autor*innen 
einen Ansatz des ‚Gegenschreibens’ als Form von Selbstverteidigung.

Ryo Kuboyama legt eine Analyse des Umgangs mit ausländischen ‚Praktikant*in-
nen‘ seitens des japanischen Staats, der Entsendestaaten sowie der Vermittlungs-
agenturen vor, den er als Verlängerung kolonialer Praktiken unter dem Begriff der 
‚unfreien Arbeit‘ fasst und so einer postkolonialen Kritik zugänglich macht. Unter 
Rückgriff auf Foucault zeigt er, dass in Kontinuität zur Kolonialzeit weiterhin Bio-
macht ausgeübt und Biopolitik praktiziert wird, um willfährige unfreie Arbeitskräfte 
zu produzieren und zu disziplinieren. So hinterfragt er das liberale Fortschrittspara-
digma, wonach mit dem formalen Ende der Kolonialzeit auch in einem weiten Sinne 
Formen der Sklaverei (oder eben unfreien Arbeit) abgeschafft worden seien und 
stellt den japanischen Staat als eine in Teilen immer noch koloniale Macht vor.

Der zweite Teil des Bandes (Staat und Postkolonie II: Grenzgänge und Zwi-
schenräume) versammelt Beiträge, die in gewisser Weise aus der territorialen wie 
epistemischen Gebundenheit an moderne Staatlichkeit in Richtung der Grenzen von 
Staat und Kolonie aufbrechen. Sie betrachten dort die Zwischenräume, die sich bei-
spielsweise in aktuellen Phänomenen wie dem autoritären Neoliberalismus und den 
uneingelösten Versprechungen Feministischer Außenpolitik auftun: Zwischenräume, 
die auch die Grenzen von staatszentriertem Denken für postkoloniale Politik in den 
Blick nehmen und demgegenüber Alternativen formulieren. Sie ziehen Inspiration 
von abolitionistischen Ansätzen, dekolonialem Feminismus und transkolonialen Ho-
rizonten, die ausgehend vom Bestehenden nach einer realen Überwindung kolonialer 
Verhältnisse streben.

In seinem Beitrag konturiert Julian Prugger hierfür das abolitionistische Konzept 
der Transformativen Gerechtigkeit und liest dies als postkoloniale Ordnungsvorstel-
lung, die er als Alternative zum eurozentrischen Staat auffasst. Ausgehend von der 
Annahme, dass Kritik an staatlicher Gewalt allein nicht ausreicht, um postkoloniale 
Ordnungsentwürfe zu imaginieren, rekonstruiert der Autor entlang der potenziellen 
Transformation von Institutionen, Praxis und Subjektivität konkrete politische Hand-
lungsmöglichkeiten, die Transformative Gerechtigkeit bereithält. Er hält fest, dass 
Transformative Gerechtigkeit – im Gegensatz zu europäischen Ordnungsvorstellun-
gen der Institutionen – eine Ordnung der Praxis ist, die bereits in verschiedenen 
Kontexten gelebt und ausgeübt wird.

Dshamilja Roshani und Fatim Selina Diaby richten einen kritischen Blick auf 
das Spannungsverhältnis von Feministischer Außenpolitik und Nationalstaatlichkeit. 
Anhand dekolonial-feministischer Theorie analysieren sie politische Enunziationen 
europäischer Staaten in Hinblick auf Feministische Außenpolitik, insbesondere am 
Beispiel europäischer Migrationspolitik. Dabei zeigen sie auf, dass die deklarier-
ten Bekenntnisse zu Feministischer Außenpolitik den Ansprüchen dekolonialer 
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Feminismen nicht gerecht werden können. Ihre Analyse verdeutlicht, dass (Natio-
nal-)Staatlichkeit einer imperialen Funktionslogik folgt, deren Zweck es ist, kapita-
listische Ausbeutungsverhältnisse und westliche Wohlstandssicherung aufrecht zu 
erhalten.

Börries Nehe und Gustavo Robles betrachten in ihrem Beitrag den autoritären 
Neoliberalismus, den sie als wesentliches Phänomen einer allumfassenden multiplen 
Krise auffassen. Sie richten den Blick auf das Zusammenwirken der ideologischen 
(rassistischen, antifeministischen, neokonservativen) Elemente neoliberaler Ausbeu-
tungs- und Herrschaftstechniken mit der empirisch beobachtbaren autoritären Trans-
formation des Staates. Um den autoritären Neoliberalismus „vom Süden aus“ zu 
denken, kombinieren die Autoren Nicos Poulantzas' „autoritären Etatismus“ und 
Aníbal Quijanos „Kolonialität der Macht“, um so die koloniale Materialität des 
Staates abzuleiten.

Timo Dorsch befasst sich sodann mit der Gewalt in den gegenwärtigen Demo-
kratien Lateinamerikas. Er versteht letztere mit Immanuel Wallerstein und Aníbal 
Quijano als Teil des kapitalistischen Welt-Systems und nähert sich der Gewalt daher 
über die Funktion, die diese im selbigen ausübt. Im Anschluss an Rita Segatos 
Konzept der Para-Staatlichkeit arbeitet Dorsch die Verbindungen staatlicher und 
nicht-staatlicher politökonomischer Gewaltakteure auf der lokalen Ebene der latein-
amerikanischen Demokratien heraus und fasst diese unter dem Begriff der „Hybri-
den Souveränität“. Dieser ermöglicht ein tiefergehendes Verständnis der Funktion 
der repressiven und subversiven Gewalt in den postkolonialen Demokratien Latein-
amerikas nicht als Hindernis für die Reproduktion kapitalistischer Logiken und 
Verhältnisse, sondern als deren Ermöglichungsbedingung.

Als Herausgeber*innen möchten wir uns herzlich bei allen Beitragenden für 
ihre Anstrengungen, ihre kreativen Beiträge und die inspirierenden Diskussionen 
bedanken, die wir geführt haben. Unser Dank gilt auch all jenen, die Interesse an 
einer Mitarbeit an diesem Sammelband hatten und uns Vorschläge zugesandt haben, 
die wir leider nicht berücksichtigen konnten. Prof. Rüdiger Voigt danken wir für die 
Möglichkeit, diesen Sammelband herausgeben zu können und dem Nomos-Verlag 
für die hervorragende Betreuung und Zusammenarbeit.
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